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Die20HellerscheinederGemeindebis31 .Jänner1920giltig ,DadieKlein-¬
geldnotnochAmmerandauert ,beschloßderStadtratüberAntragdesStR.
Breitnerdie Einlösefristfür die 20HellerkassenscheinederGemeindeWien,
die bisher bis 31 .Dezember1919bemessenwar ,bis 31 .Jänner1920zuver-¬
längerm .Eskönnensohindie20HellerscheinebåszudiesemZeitpunktebei
der städtischenHautpkasseeingelöstwerden.
,

Kartoffelabgabe ,SamstagbisDienstagwerdenim14 .und15 .Bezitkeaus-¬
ländischeKartoffelnzumPreisevonK . 50por kg ,undzwar1/2 kgpfo
KopfgegenAbtrennungdesBuchstabens„ C “derKatoffelkarteabgegebene

T 2 .Ausgabe .
qedepoisutmsdeludesesfesdeeed

. 486 .19 ,1912 .DezesFreF 1taggang ,Wien25JVahrg 2ee .t.e .Jat
AngdemStadtrat .UeberAntragderStR .AmalieSeidelbesohloßderStadtrat ,
demHilfsvereinvomRotenKreuzfürdenLabedienst,derausdemOstenHeim-¬
kehrendeneinenBetragvon50. 000Kzubewilligen. -DemVerein„ Settlment*
dersichdie BekämpfungderFuberkulosezurAufgabegemachthatundeine
Kinderheilstätteunterhält ,wurdeeinStadtbeitragvon10. 000Kbewilligt. -¬
ImstädtischenKindergarten. ,LaimäggergassewirdeineKüchefürdieAus-¬
speisungderKindereingerichtet..
Titelverleihung .DerStadtrathätdemLeiterdesmagistratischenBezirksamtes
I MagistratssekretärDr .AloisBenesch,demLeiterdesmagistratischenBe-¬
zirksamtesXVIIIMagistratssekretärFerdinandEhrenfelsunddemVorstandederMagistratsabteilungXXIMagistratssekretärChristianDorfingerdenTitel
Magistratsratverliehen.

WIBEERGEMEINDERAT
Sitzung ,vom12 .Dezember1919.

Bgm.ReumannmachtinAngelegenheitdesHilfswerkesfürWienerKinder
folgendeMitteilungen:Depeschensindeingelangtaus

AusAugsburg:OesterreichischeGesellschaftAugsburgkannbeigutenFamilien200arme
unterernährteKinderimAltervon5bis8Jahrensoßortunterbringen.Dauer
desAufenthaltes3bis4Monate.PräsidentHämmerle.

AusSchwetzingen:AufunsereVeranlassungbereitsüber100Familienfreudigstbereiter-¬
klärt ,überWinterje einWienerKindin Pflegezunehmen.Namensverzeichnis
folgtperPost .BittenumgehendWeitereszuveranlassen,Fürsorgestellever-¬
ständigen.Schwetzinger-Zeitung.

ausDarmstadt:
VeranlasstdurcheinenAufrufinderhessischenLandeszeitunghabensich

eineAnzahlBürgerDarmstadtsundUmgebungbereiterklärt ,eineAnzahlWiener
KinderdenWinterüberinPflegezunehmen.HessischeLandeszeitungDarmstadt.

AusAugsburg:IhrBriefnichteingetroffen.200-NianerKinderwerdenhieraufWeinnach-¬
tenbestimmterwartet.OesterreichischeGesellschaftAugsburg.

AusFrankfurtamMain:
FrankfurterFamilienwollenaufWeihnachtenetwa50armeWienerKinder

kestenlosaufnehmen;bittsMaßnahmenzutreffen.DoutschösterreichischerSund-¬
Langer.

AusHadersieben:
10Jahren .ErwarteNachricht,wanndieselbenkommenkönnen.HansMagnussen.

AusMünchen:
BayrischerStädtebundhatseineMitgliederzurregenBeteiligunganderbegängnisseninderbezeichnstenFAlialeschriftlicheKostenvoranschlägenur

deutschenHilfsaktionfürunsereStammesbrüderinOesterreichaufgerufen.
Knorr ,Bürgermeister .

AusKarlsruhe:
wirhabengesternAufruferlassenderdieBürgerschaftderBadischen

Landeshauptstadt Karlsruhe aufferdert ,WienerKinder bei sichaufzunehmen.
ZahlreicheAnmeldungengüterFamilienliegenbereitsvor .BadischeLandes-¬

zeitung.
AusDonaueschingen:
BezirkDenaueschingen,24. 000EinwohnerlandwirtschafttreibendeBevöl-¬

kerungbereitetwa20bis30armeunterernährteWienerKinderwährenddes
Wintersin Pflegezunehmen .Bezirksamt.

Bgm.ReumanntEsüstbereitsallesveranlasstworden,damitdieOrte
dienotwendigeVerständigungbekommen.IchbittedenGemeinderatvonden
Zeichender wärnstenSympathiefür die WienerBevölkerungKenntniszuneh- ¬
men . LebhafteZustimmung ) .
Gespendethaben:KonsulL .Ch.Jacobsen,Christisniafürdienotleidende
Bevölkerungwiens200. 000K,FelixBlochErben,Berlinfürdiehungernden
KinderWiene . 000K ,internationaleFrauenligafür FriedenundFreiheit
(englischerZweig)fürReisezweckeösterreichischerKinderersteRateeiner,
Sammlung60. 443K ,J .Seeligmann,London,zurgleichmäßigenUnterstützung
armerjüdischerKindereinerseitsundandererarmerKinderandererseits
40. 000K ,FritzKreisler ,New-York,fürnotleidendeMusikerWiensdurchdie
Administrationder „ NeuenFreien Presse “ 10 . 000K ,ArthurKühne ,Leiter
derGesellschafterderVerbandstoff=FabrikRauscher&Co .durchGemeinderat
WimmerzumAnkaufevonWeihnachtsäpfelnzuGunstenderWienerKinderspitäler
10.000K,Holzbauer,EigentümerdesWienerLiechtspieltheatersimXVII.BezirgleichzeitigdieKontrollorganezuverständigen,daßdieungestempeltenEr-¬
te undBedürftigedesVII .Bezirkes. 350K ,KlemessEliasOppenheim,Frank-¬
furt amMai ,für die notleidendeWienerBevölkerung1000K ,AlfrodGrumbt
in Dresdenfür dieNotleidendenderStadtWien1000K ,Dr .ErnetBerger,
Berlin-Wilmersdorf,fürbedürftigeKinderdeutscherStammesgehörigkeit100K,IchkonntedaherInformationennichtmehreinziehen,werdeabernachMassgabe
JakobPollakibinBrüsselfürdieArmenderStadtWien264K ,ViktorMonath,
Ingenieur,fürdieArmenWiens200K,RegierungsbaumeisterR .Hochhennerin

Koburg zur Milderung der Not der Wiener Bevölkerung einen Scheck auf 50 Mark ,15 .November fälligen Anerkenmungsgabenrestes an die Hausbesorger und Aus - ¬

EduardSeiffertimStaateNew- Yorkfür dieAermstenderStadtWien2Kisten
amerikanischenSpeckundeinungenannterSpenderfürinarmenWienerKind
als Weihnachtegabe5 SchweizerFranken.

SchriftführerGR.Huber(chr. soz. )verliestdenEinlauf.
nerGR.AdeleSartisal(Soz. Dem. )führt /inAnfrageaus :InderVersoggungs-¬

anstaltinLainzwirdbeiBestellungvonLeichenbegängnissenkeinschriftli-¬
cherKostenvoranschlagandieBestelleraufgefolgt .DerjeweiligeBesetller
hört nur wasdie Leichekostet ,ohnezu wissen ,wasda alles bezahltwirdundbeendetwerden .Earund30 . 000Anweisungennotwendigsind ,kanneinekürzere

nichtzuversagen .BeiderBestellungist gleichzubezahlen ,wofürnureine
Quittung gegebenwird .Erst in einigen Tagenerhält mandie Rechnung ,ausd er wurdenur in jenen Fällen die Anerkennungsgabenicht angewiesen ,indenen

dannerstzuerschenist ,waseventuellzuersparengewesenwäre .Aufeine
AnfragewurdevonderKanzleidesVersorgungshausesmitgeteiltmdaßkeineKo-¬
stenvoranschlägemehrgegebenwerden,dafüühervielVerdrußdeshalbentstand,
weildieLeutedannzuanderenLeichenbestatterngingen.DadieGemeindenicht

Bürgermeisterverenlassemwolle,daßjederBestellereinesLeichenbegängnisses
imLainzerVersorgungshauseinenschriftlichen Kostenvoranschlagbekommt.

Egm.Reumann:IchfindeksinenstichhältigenGrund,dieBestellervonLei-¬
Vorläufig50Kinderangebracht,35Mäcchen,15KnabenimAltervon4bisLchenbegängnisseninderFilialederstädtischenLeichnbestattungimLainzer-¬

Versorgungshausungünstigerzubehandeln,wieindenübngenFilialender
städtischenLeichenbestattung.EsistTatsache,dassdieBestellervonLeichen¬
überausdrücklichenWunscherhalten,indenübrigenFilialenderstädtischen
LeichenbestattungjedochinjedemFalle.IchwerdedieDirektionderstädtischen
Leichenbestattunganweisen,zuveranlassen,daßauchdieFilialeimLainzer
VersorgungsheimdenBestellernstetsschriftlicheKostenvoranschlägeauefertigt.

GR.Jenschik(Soz-Dem.)weistdaranfhin,dassvieleHolshändler
jenenParteien,dieangezeichneteKohlebezugsscheinebesitzen,mitdenen
sieHolzausdemWienerWaldbegogenhaben,dieAbgabedesKüchenbrandes
verweigernundfragt ,obderBürgermeisterveranlassenwolle,dasseineklareErgänzungzuderVerordnungderLandesregierungbetreffenddemBezug
vonHolzausdemWienerWaldherausgegebenwird,inderdieHolz-undKohlen
händlerbeieventuellerStrafbarkeitdaraufaufnerksamgemachtwerden,dass
siedieihnenzugewiesenenKohlen-undHolznangenandierayoniertenKunden

abgeben.
Bgm.Reumann:DerAnspruchaufKohleoderHolzerfährtdurchdieBe-¬

zeichnungderAbschnittederKüchenbrandkartekeinerleiEinschränkung .Der
VorsteherderGenossenschaftdernichtprotokolliertenKleinhändlermit
BrennmaterialienwurdediesbezüglichbereitsinKennsnitgesetzt,mitdem
Ersuchen,dieGenossenschaftsmitgliederzuverständigen.GR.Beismann(Sos. Dem. ):sagtineinerAnfrage:BeidenBezirksämtern

werdenlautKundmachungderLandesregierungErlaubnisscheinezumSammeln
vonBrennholzausgegeben.DieseErlaubnisscheinegelangtenandenersten
TagenmitderAmtstampiglieversehenzurAusgabe.DerVerkehrhatsichklaglosabgewickelt.DerMagistrathatnunverfügt,dassdieErlaubnisscheine
nichtmitderAmtsstampigliezuverschensind ,nurhateresunterlassen

ke ,auseinerWohltätigkeitsakademiezurVerteilunganWohltätigkeitsinstitu-laubnisscheineGiltigkeithaben.AlleBesitzervonErlaubnisscheinenkommen
zurück,bestürmendasBezirksamtundbeharrendarauf,dasdieErlaubnis-¬
scheineabgestempeltwerden.Bgm.Reumann:DieAnfragewurdeerstum1/44Uhrnachmittagsüberreicht.

dertatsächlichenVerhältnissedaßentsprechendeverfügen.GR.MarieWielsch(chr.sos. )interpelliertwegenFlüssigmachungdesam
bezahlungderAnerkennungsgabeandieHausbesorgerderderGemeinde"ienals
EigentümerinoderVerwalterinunterstehendenHäuserundfragt,oßderBürger-¬
meisterdiesofortigeAuszshlungdesam15 .NovemberfälligenDrittelsan
diegesamtenHausbesorgeralsauchderbisherverweigertenBeträgederder
GemeindeunterstehendenHäuserveranlassenwolle.

Bgm.Benmann:DieAnerkennungsgabefürdieSäuberungderGehsteigewurde
mitweiDrittelnderHöhebereiteausbezahlt.Deram16.November.J.fälliggewordeneRestvoneinenDrittelwirdinLaufediesesMonatesundan-¬
fangsJännervomStadtbananteangewiesenunddürftedieAuszahlungimdänner

wähltnachdemPreis ,oft überseine Mittel ,nur umdemVerstorbenendas letzte Zeit trotz aller Beschleunigungnicht erreicht werden .DenHausbesorgern
ondenderGemeindealsEigentümerinoderVerwalterinunterstehendenHäusern
sieeinbedeutendhöheresJahrespauschalefürdieGenwegreinigungvonder
GemeindeWienohmehinbeziehen.

ausdemSchmerzderLeidtragendenNutzenzichendarf ,sowirdgefragt ,obder



mårdie Anfanezustellen ,wiemeinAntragvom28 .Juni1919bezüglichdar
leitang der Fradenmilfsaktionin eine Frauenfürsorgestellebehandelt

de .Ien fragt weiturs an ,ob der Herr Bürgermeister weid ,wie inmanchen

weirkendie Frauenhilfsaktionhinausgeekeltwordenist :InfolgeEntziehurg
defBefugsissederinderHilfaaktiontätigenFrauenz .B.bezüglichAusgabe
vonGutscheinenfür die Ausspeisungmußtensich die AusspeisebedürftigenGut- ¬
scheine in den Armeninstituten holen ,was für die Bedürftigen einige Stunden

verlorenerArbeitszeitfür die Krankeneine unützeAnsrengungbedeutet .Wir
FrauenvomFrauenarbeitskomiteewissen ,daß infolge MangelsderKontrolle
dieinderAusspeisestellegeholtenSpeisenverkauft,odereingstauschtwerden
um danu als Viehtrank oder Gänsefutter Verwendungzu finden .DasKuratorium

gibtohneKartenSpeisenausbloßumnichtdieSpeiseselleschliessenzu
müssen .

BoM.Reusann:AnchdieseAnfrageist erstumdreiviertel4Uhreingelangt,
se dass keine Erhebungen nehr gapflogen werden konnten .Ich bitte die Anfrage

frühereinzubringen,wennsie nochin derselbenSitzungbeantwortstwerden
sollen .

GR .Exexer( chr . soz. )beantragt : nasReklamewesensoll vonjederArt
unsittlicherDarstellunggesäubertwerden ,einestrengeFilmzensurhat
alle Schaustellungenzu verbieten ,welchedie Sittlichkeit desVolkes

untergraben ,Kinobesitzer ,die dasVerbotdesZutrittesvonJugendlichen
zu bestimmtenVorstellungenmissachten ,sind strenge zu bestrafen unddie
VerabfolgungvonSchundlitsraturanJugendlicheist zuverbieten ,desglei-¬
chendie AusstellungundAnpreisungin denAuslagefenster .

DerAntragwirddergeschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen.
Es wird hierauf zur Tagesordnungübergegangen.

GR .Speiser ( Soz - Den. )legt die Anträgedes Stadtrates betreffenddie .
Teuerungsmassnahmenzu Gunstender Angestellten vor .DerRednererklärte
eingangs ,dassdie GemeindemiteinemgewissenGefühlderFreudeandieVor-¬
lage herantretenkönne ,weil sie denWünschender Angestelltenbis aufeine
einzige Ausnahmeentgegen kommen .Er erörterte dann die Forderungendes
Verbändesder Angestellten der GameindeWienund schilderte dieVerhandlungen
im paritätischen Komitee ,wobeier sich besonders mit der Einführungder
Aüditionalzulagebeschäftigte ,git derversuchtwerdensoll derTeuerungge-¬
rechtzuwerden .DerRednerzogdanneinenVergleichzwischendenVerhält-¬
sissen der Angestelltenbei Staat undGemeindeunderklärte zumSchluss :Der
MomentwowirandieBewilligungderForderungenderAngestelltenschreiten,
ist gewisseine Stunde ,an die manmit Ernst undSammlungherantretenmuss ,
eine Stunde ,in der wirunsüberlegenmüssen ,wiewirdie Zuwendungen,die
wirausdemGemeindesäckelmachen,bedecken.Esist einefreudigeStunde,im
BezugaufdemUmstand,dassdieZuwendungenfür dieAngestelltenderGemeinde
Wienwieder ein Stück Leben für die nächste Zeit bedeuten ,soweitüberhaupt
Amder jetzigen Zeit ven Lebengesprochenwerdenkann ,eine Stunde aberauch
an die wir mit Ernst und Sorgen herantreten ,was aus den Ansätzenanseres

BudgetsunddendemgegenübergeringfügigenAnsätzeninunserenEinnahmen
werdensoll .Dases uns diesmal nöglich war die ForderungenderBediensteten
vom23 .Oktober . J .bis auf einen geringfügigen Punkt - es handelt sich nur
umdie Anfallszeit - zu befriedigen erfüllt uns mit Genugtuung ,aber wirsind

da überzeugt ,dassdie AngestelltenauchmitdiesenBeträgen ,die siejetzt
erhalten werden ,keine weiten Sprünge machenkönnen ,dass esallerhöchstens
wieder nur un ein Existensminimmmhandeln kann ,wobeivon einerExistenz
dieauchaufKulturbedürfnisseRücksichtnimmt,nichtdieRedeseinkann.
( Rufebei denChristlichsozialen :SiebleibenweiterProletarier . )Wiesie
bis jetzt Proletarier waren !Sie bleiben es weiter und maschierennunmehr
auf der gemeinsamenLinie mit den anderen ,die vielleicht schonffüherals
sie erkannt haben ,dass sie alle zusammenProletarier sind ,prolatariech le - ¬

benundmitproletaischenKampfmittelndieErfüllungihrerForderunge
sochenmüssen.IchmöchtenurindieserarnstenStunde,inderdiese
Bewilligungenvorgenonnenwerdem,derHoffnungAusdruckgeben ,dassesilenöffentlichenKörperschaftaninOesterreichgelingenmöge,mitHilfe

derjenigen ,diewerpflichtetsindunsHilfezuleisten ,weilsieungden
segenaantemFriedenevertragauferlegthaben,unsalleherauszuführenaus
der furchtbarenNotunddemfurchtbarenElenddieser Zeit ,dassesdiesen
öffentlichenKörperschaftengelingenmöge,endlishjeneLebensverhältnisse
undjene Arbeitsverhältnisse zu schaffen ,die in Deutschösterrechallen
arbeitendenMenschen ,denAngestelltenin denSchreibstuben ,denArbeitern
in demFabrikenunddenArbeiternhinterdenFflügensevielEinkommen
sicherm ,als eie für ihr Lebenundfür dieBefriedigungeinesgewissenAus-¬
massesvonKulturbedürfnissenunbedingtbrauchen .( LebhafterBeifallbei
denSezialdemokraten ).IchmöchteDitten ,dassderGemeinderatindiesem
SinnedenheutigenVorlagenseineZustinmunggewährt.

bemessen,weilsiesichnurauf4Bedarfsartikelstützt,nämlichaufäehl.
Brat ,Fett undZucker .DieGrundlageistauchdeswegenunrichtig ,weilsie
dich nur auf die rationierten Mengenbezieht ,vondenenbekanntlichder
Menschnicht lebenkann .Wasaber die christlichsoziale Fartei anderVor. -¬
lage mitbesondererBefriedigungerfüllenkann ,ist der Umstand ,dassdas
Schema,welchesam24 .Aprilvonunsvorgeschlagenwurde ,nunmehrauchfür
dieStaatsbeamtenundLandesbeamtenangenommenwurde.

DieKosten,disdieGsmeindehåtts ,betragen31 . 4MillioneneinmaligeAusgabenumdl75MillionensichwiedernolendeAnsgaben.FaktischhatdieSe
meinekeiseKosten;dieBeträgefürdieseHehrtslastungwerdenvomStaate
überwiesenals VorschüsseaufdieseinerzeitzuerfolgendenUeberweieungen.
IchbinnunderUeberzeugnung,dassdieseUeberweisungennichterfolgemunddaherauchdieRückzahlungennichtzuleistenseinwerden.Esist dasorste-¬
malj ,dassder Staat für die GegeindebesoldungSummenübernimmtundauf
diesemUmstand,dassderStaatdieKostenübernimmt,dürfteeszurückzuführen
sein ,dassderReferentdieVorlagemåtsolcherWärmevertritt .Deanvor
14Tagenhatererklärt ,dass/ausfinanziell/RücksichtenderartigeMass-¬zu treffen

mahmen/nichtin derLagesei .
DieUrsachedesUmstandes,dassdieSummedesaufgewendetenBetrages

so grossist ,obwehldie einzelnenAngestelltenkeimeswegsübermässighoch
bezahltwerden ,liegt in demUebermassein derHypertrophievomöffemtlichen
Angestellten.DieUrsachedieserHypertrophieist inersterLiniederZu-¬
sammenbruch.Es ist klar ,dass es nicht imInteresse der Angestelltenund
deeStaatssliegenkann,dasseinesolcheRiesenzahlvonAngestelltenin
einemsokleimenStaatebesoldetwerdenmuss .DieseHypertrophievomAnge-¬
stelltentrifft auchbeiderGemeindeWienzuundhiersindnichtdieGründe
massgebend,diefür denStaatangeführtwurden .DieGemeindeist nachdem
Zusammenbruchnichtkleinergeworden.Wirhattenfrüher40 . 000Gemeindeange-¬
stellte undheuteüber54. 000 .BeiderStrassenbahnist trotz derBetriebs-¬
einsehränkung,desfrüherenVerkehrsschlussesdieZahlderAngestelltem
von12. 000auf17. 000gestiegen.ImJnbiläumsspitalhabenwir1000Patien-¬
temundüber800Angestellte.(Hört) ,sodassbeinaheaufjodenPatienten
ein Angestellterentfällt ,wodurchdie Kostenfür einenPatiantenauf
über 50 Kper Tagkommen ,währenddie GemeindeWienbloss 12 Keinhebt ,so
dasssichbeidieserkleinenAnstalteintäglichesDefizitvom38. 000K
oderjährlichüber12Millionenergibt .DieLungenheilanstaltSteinklamm
hat250Patientinnenund200Angestellte.Dasist daraufzurückzuführen,
dassderAchtstundentageingeführtwurdeunddieVerwaltungsogeführtwird,
dassesmichtmöglichist ,einekleinereZahlanzustellen .Icherhebeim

InteressederAngestelltemdieForderungnachehebaldigsterVorlageeiner
gründlichenVerwaltungsreform ,beiwelchereimeordentlicheDiensteinteilung
Platzgreift ,undnachBessitigungdesAmtsschinmels;dannwerdenwirwenigem
aberzufriedeneAngestelltehaben ,dieuneGenzelbenDienstleisten ,wie
heutedie vielenunzufriedenenAngestellten.

DieZentausendevonAngestellten ,die imKollektivvertragestehen ,sindvondiesenErhöhungen,wiesie heutevorgeschlagenwerden,insbesonderevon

demeinmaligenAnschaffungsheitragausgeschl
aufdie Imdustriewommiseionverwiesen .Solangekönnenwirnichtwarten,
bis die Industriekommission diese Dinge erledigt .Schomim Mai habenwir

denKollektivverwragalsnichtgesigsetfürstädtischeAngestelltebezeich
met und heute wird dies deutlich dargeten .

DieStrassenbähneraber musstenin denKollektivvertraghinein .Heutezeigt
ich ,dassdie Gruppeneinteilungbesserist .Esist etenderStandpunkt,dr
richtige ,dass ein Gemeindeangestellter sich wieder nur mit einemGemeirde - ¬

angestelltenvergleichenkann.DieFensionistenundAltpensionistenbekomm
100KTeüerungszulage.Daist nurzu hoffen ,dassauchfür dieseminder
zwischenamtlichenStelleeineRegelunggeschaffenwird .Vergessenwurdeninder
VerlagediePriesterin denVersorgungsanstalten.Esmussdaraufhingewiesen
werden ,dassdie Prissterin Lainz85KMonatsgehaltbekommen,undeswird
ein diesbezüglichesReferatvomGemeinderateerwartet .

AuchnachdenZuwendungenist die Lageder städtischenAngestelltenkeine
glänzende .Undwenndie Dingeso fortgehen ,so habenwirunsin 2Monaten
wiedermiteinemähnlichenReferatewiedasvorligendezubefassen.Damuss
manebenfragen ,kanndennderStaatweiterbestehenundist erüberhaupt
existenzfähig 7 Die letzten Monstehaben das Gegenteil gezeigt .Dasganæ
Systemist ein derartiges ,dass keine Aussichtvorhandenistg vondenMächten
winennennenswertenKreditzu erhalten .Vonallen Seitenertönt der Rufnach

Ordnüngund Autorität in diesemStaate .Es darf nicht weiter dieUngesetz- ¬
lichkeit unterstützt werdenund es mussOrdnung ,Pflichtgefühl unddie

AchtungvordemGesetzewiederin die Bevölkerungeinkehren .Solangeaber
Institutionengeschätztwerden,diesichdamitbefassen,dieOrdnungzu
untergraben,undsolangediepolitischenLeidenschaftenaufgereitschtwerd
dem ,kaunes keineHoffnungaufRettunggeben .In derHoffnung,dassin
diesemSinneetwasvorgekehrtwird ,stimmenwirfürdieVorlæs.

GR .Heider( chr. - soz. )verweistdarauf ,daßsichdieStaatsbediensteten
erganisationenundsonstigenKörperschaftenvonStaatsangestelltensoitJahrenabmühenumdiesogenannteBesoldungsreformzuerhalten .InderUn-¬
fähigkeitder Staatsverwaltungenwares nicht möglichdieseReformdurchzu-¬
führen ,der Grundhiesürsei aberauchdarinzu suchen ,dass inden
Ausschüssen ,in denendie Stastsbeamtenfragenbehandelt werden ,zumgroser
Teile nur die Angehörligender sozieldemokratisdienBedienstetenarbeiter-¬
schaft .Notwendigist es aber auch dsrauf zu verweiæn ,dass aufein

Besoldungschemazurückgegriffenwurde,dasauddemSchossederfrüheren
Mehrheitgeborenwurde ,DieseTatsachesprichtdafür ,dassin denRoihen
derffüherenGemeinderatsmehrheitgenügendsozialesVerstähdnisvorhanden
warfürReformen,dieheuteBeispielgebendfürdenganzenStastgoworden
sind .Esistklar ,daßdiegroßeSummedesErfordernisesfürdieZalagenandieStaatebeamteninderBevölkerungBeunruhigunghrvorruft,abersolange
keinAbbauderPreisoerfolgt,wirddieBeamtensdaftimmermitneuenLohn-¬
forderungenkommenmüssen.DieChristlichsozialensindnichtdiejenigen,
wolchedieMißstimmungunterdenBedienstetenparteipolitischauszunützen
euchten,dondernwennsiesichveranlasstsehen,dieInteressenderFixan-
gestelltenwirksamzuvertreten,sogeschiehtdiesausschliedlichdeshalb,
weilsiedieNotwendigkeitunddievolleBerechtigurderReformenanorkennenWirsindauchbereitbeidennotwendigenfinanziellenReformenmitzuørbeiten,
unsereAbgeordnetenhabenwiedorholtaufdieNotwendigkeitaufdieFinans-¬
reformundVermögensabgabehingewiesen,aberseitensderSozialdempkraten
wurdeeingroßerFehlerdadurchbegangen,daßdieseeszugelaseenhaben,
dasbereitsdiegrößtenundreichstenKriegsgewinmer,dieHyänendesVolkes,
dieGrenzenunseresVaterlandesverlassenhabenunddaßgeradedieseElemmte
michtmehrzurVermögensabgabeherangezogenwerdenkönnen.(ZwischenrufebeidenSozlaldemokraten).

Redmerwendetsichedanndagegen,daßdieStraßenbahnbedinstetenumd
alleübrigemunterKollektivverträgeeingeschlossenenAngestelltenvom
dengegenwärtigenZulagenausgeschaltetwardenundwrlangt,daßdiesewievollwärtigeGemeindebedienstetebehandeltwerden.



åd2 .BogenMittelspalte.
NachdemerstenAbsatzfehltderjetztfolgendeAnfangderEade

des . R.Vangoin

GR .Vangoin( christlichsozial )Der Herr Berichterstatter hatgesagt ,
dassersichdesErnstesderLagebewusstist ,inwächereinedefartige
VorlagevmGemeinderateundin wenigenTagenvonderNationalversammlung
beschlossenwird .Wirsindunsauchbewusst ,dassdie LageunseresStaatss
inunsererStadteineungemeinernsteist .DieTeuerung,vonderwirhoff
ten ,dasssie nachdemFriedensschlussenachlassenwers ,hat sichgarade
in denletztenTagensprunghaftsrhöhtundderBlickin ' ieZukunftist
trostlos .UnterderBevölkerungleidenammeistendieöffentlichAngestellten .SowardieSituationschonvor14Tagenhoffnungslosals dieöffentli
Angestelltenzusammentraten,festentschlosseninStreikzutreten ,wenn
diesmalihre Fprderungennichterfüllt werden .NichtUebermuthat siezu
emSchrittgetrieben ,nichtVerhetzung,sonderndiebittersteNot .Damals
vor14Tagenhabeichmirerlaubt ,mGememnderatAnträgeeinzubringen ,
diesichfastmitdenheutigendesHerrnReferentendeckten.Damalsere
klästemirderHerrReferent ,dieseAnträgeseienundurchführbar,sie
seienDemegogis .IchhabeheutedieGenugtuung ,dessmeingAnträgezurAs-¬
nahmevorgeschlagenwerden,darausgehthervor ,dasssienichtdemmgogisch

waren .
RednerbesprichtsadwandieVorkageundsagt :Zumwerstenmaleiatdie

AdditfonsredergleitendeZulageeingeführt .Dieseist wahletwasmangelaft
bemessen,weilsie sichnurauf4Bedarfsartikel

NiederländischenHilfskomiteefürdieWienerKinder.Diefürden17.und
38 . . M.im Augartenpalais für Vermittag und Nachmittag anberaumteärztliche
ontersuchung von Kindern ,welche Holland abgehen sollen ,wurde aufMon¬
tagden23. . M.vormittags9Uhrverschoben .

FürdieWienerKinder.InderheutigenStadtratsitzungtailteVB.Winter
mit ,dassdieGemeindenEplogna,ReggioEmiliaundanderesozialistische
StadtvertretungenschonVorbereitungenfür die AufnahmevonWienerKindern
gesroffenhaben .VonSeite der italienischenRegierungwirdenWienerKin-¬
dernwahrscheinlicheinSeparatzugzurVerfügunggestellt ,derdieselben
von der Grenze nach ihren Bestimmungsorte bringen wird .DerVizebürgermeister
teilte weiter mit ,dass er bereits an die genanntenGemeindevertretungen
Telegrammegerichtet habe ,in weloemer ihnen namensder GemeindeWienfür
ihre hochherzigeFürsorgedenwärmætenDankder Gemeindeühermittelte .
GRrHaiderstellt zumSchlus folgendenAntrag .DerGemeinderatwolle
beschließen,daßdiefürdieGemeindebedienstetenam12 .Dezember1919
beschlosseneReform,besondersbezüglichdereinmaligenZuwendungauchauf
unterdieKollektivverträgefallendenBedienstetenei nngemäßAnwendungfindet.

GH.Kunschak(chr. -sos. )IchhabemichwegeneinerRichtigstellung
Worte gameldet .Der Herr Referent hat die Bshauptung aufgestellt ,dass

dieheutigeVorlageeinerMansnahmederRegierungentspricht ,welchedes-¬
halb unternommenwarde ,un eine Gleichstellungder Staatsbeamtenmitden
Semsiadebeamtenvorzunehnes .Watsächlicherscheint das auchin erRegie¬
rungsvorlageasgedeutet,trifft aberdurchansnichtzu .WasdieRegierung

gemachthat ,ist keineAusgleichung ,sonderneinFlickwerk,daswichsehr
zu Unrechtals Angleichungan die Bezügeder Geneindebedienstetenausgibt .
Weder hinsichtlich der Grundgehalte noch der Ortszulagen ,die die Stalle

desQuartiergeldesbeidenGeneindebeamtenvertretensoll ,nochhinsicht¬
lich der Vorrückungsfrist ist eine Angleichnag hergestellt .Rednerbespricht

sodannziffernmässig die Ungleichheit der Vorlage im Vergleiche zu derVor .
lage in der Nationalversammlungbezüglichder Staatsbeamten -Er weistauch
auf die Ungleichheitenhin ,die in denbeidenVorlagenbezüglichderZeit-¬
vorrückungbestehen.WasdieArbeitderSwischenamtlichenStellebetrifft ,

so habediese gar FeinenWert ,denndas ,wasdort geleistet warde ,hätte
in viel kürzererZeit auchein DiurnistdeeMagistratesgeleistet .WenmRed-¬
ser sichkontrazumWartegemeldethabe ,umdieseSachenanzuführen,so
werdeihndasnichthindern ,fürdieVorlagezustinmen.

OR .Doppler(chr. soz. ) :EshatnureinerkurzenSpasmevon14Tagembe¬
durft ,umausdemSauluseinenPauluszumachen .DieseWandlungwaraberkeine
freiwilligeundichweissnicht ,obderHemGemeinderatspräsidiumvotierte
Dank Resonanz finden wird .Ich bedaure nur ,dass diese energische Haltung
seitens der Beamtenschaftnotwendigwar ,dannes hätte der Autorität derGe- ¬
meindesichermehrgenützt ,wennes nichtmotwendiggewesenwärd ,dasGemeinde-¬
ratspräsidiumunter das kaudinischeJochder Organisationzu zwingen .Wenn
gesagtwurde ,dassdieAngestellten ,ProletarierwarsnundauchinZukunft
bleibenwürden ,dannbeweistdies ,dassdie heusigeMehrheitnicht denWillen
hat die Verwaltungbesser zu führen wie die frühere Mehrheit .Biefrüheren
Prolstarier warensicherlich zufriedenere Proletærier .Der Redmerstellt
schliesslich verschiedeneZusatzanträge ,darunterden ,dass jeneBediensteten
welchewederunterKollektivverträge ,nochunterdasGehaltchemaderübrigen

Beamten fallen ,wie . B .die Bediensteten des Wohnungsamtew ,ebenfalls die

ZulagenunddenTeuerünggbeitragerhalten sellen .( Beifall bei denOhristlich-¬
sozialen. )

GR.Huber(chr. soz. ):DieBedienstetendesWehnungsamteshabeneinenTag-¬
lohnvonK12. - !

GR .Danneberg(SpS. Den. ) :MandarfwohlvonderganzenVorlagesagen,
dasssie die Zufriedenheitunddie Zustimnungder zuständigemStellen ,das

heisst vorallemderAngestelltengefundenhat ,undmandarfwohldarauf
hinweisen,dassesauchangesichtsdesBesoldungsübergangsgesetzesBeamte
gibt ,die ,obwohlwir alle wissen ,dase heute trotz dieser Zulagennur
einproletarischesDaseinmöglichist ,denKopfschüttelnundsichfragen,
woherdenndie Mittelnkommenwerden ,die demöffentlichemAngestellten
dieseBezügeauchwirklichaufdieDauersichern .Ichwilldagarnichts
vomder Haltungder Herrenvonder Minderheitreden ,die sich da sofür
die umterdenKollektivverträgenstehendenAngestellteneinsetzen ,die
aberjedesmal,wannessichumBedeckungslastenhandelt ,natürlichegegen
alle Anträgesind .(Zwischenrufebei denChristlichsozialen ).DieseFrage
ist nochwielernster .VergessenwirnichtundauchdieöffentlichenAnge-¬
stellten werdenes nicht vergessen ,wasdenndie ganzenVorlagen ,vondenen
HerrGR .Kunschakbemerkthat ,dass sie eine Augenauswischeriseien ,für
denöffentlichenStaatshaushaltundGemeindehaushaltbedeuten.

DieneuenAusgabenwordeneinenBetragvon1300MillionenKrenener-¬
fordernundderAufwandfür die öffentlichenAngestelltenwirdsichnunmeht
aufmehrals 3300Millionenbelaufen ,emeSummefür einesStaatvon6Mil .

verhältnismässig
lionenEinwohner ,der gewiss/weitaushöherist ,als bei jedemanderen
Saat in der Welt .DasDefizit erhöht sich nunmehrauf 8500Millionenim
Jahre .DaszeigtdieäussersternsteLage ,in derwirunsbefinden,die

aufeinerSeitedenDeamtenschwermacht ,mitseinenBezügenauszukommen,
auf der anderen Seite auch für den Staat ganz unmöglich ist ,denn wenner
für das Defizit keineandereBedeckunghat ,als denBanknotendruck,ist
auchderGehaltdesöffentlichenAngestelltengefährdet .DennwasderAn-¬
gestellte audder einenSeite bekommt,wirdihmauf der anderenSeite

durchdieTeuerungmehrals weggenommen.AusdiesemernstenGesichtspunkte
heraus ,meineichauchheute ,dasssurDemagogiezumallerwenisgtendie
gegenwärtigeVorlageAnlassgebensollte .WennaberdieHerrenmeinen,
dass der Vorwurfgegensie vor 14 Tagenungerechtfertigtgewesensei ,
unddasshiefür die VorlagegerededenbestenBeweisHete ,mögendie
Herrennichtvergessen,dasszwischenheuteunddem28 .Novemberetwasda-¬
zwischenliegt ,nämlichdie Tatsache ,dass in diesen 14 TageneineBe- ¬
deckung dieser Forderung gefunden würde .DieBedeckungs .dadurch
frage ,dievonderGemeindein derkurzenFrist/gelöstwerdenkonnte,
dass der Staat die Ueberweisungmachte ,ist damit nichtgelöst für den
Staatselbst .Wirsindja alleeinig ,dassderStaatwieer imFriedens-¬
vertrage von St .Germaingeschaffen wurde ,ein Undingsei ,aber manmuss
fragen ,obin diesemStaatenichtmanchesgeschehenist ,wasdieUrsache
zu diesem Friedensvertrage war .( Beifall bei den Soziademokraten ) .Ich
spreche nicht von der Kriegshetze .Der Herr GemeindertVaugoinhatwahr- ¬

scheinlichan denAnschlussan Deutschlandgedacht .Wennwir unsaberan
die Anschlusspolitik erinnemn ,die von den verschiedenen Parteiengetrie - ¬
benwurde ,werdenwirunsüberdie Ursacheein wonigklar werden ,diedie

MächteimSt .Germainveranlasste ,das Anschlussverbotzu erlassen .Man
kannbehaupten ,wenmder ObersteRatgesehenhätte ,dassdieganzeBevölke-¬
rung in Deutschösterreichwirklich einmütigden AnschlussanDeutschland

wolbe ,Gersich wohlüberlegthätte ,diesenAnschlusszuverbieten .
Vergessen Sie nicht ,wie die Heichspost und die ganzekapitalistische

PressegegendenAnschlussgehetzthat .JederBankierhat nurseineKriegs-¬
anleihegesehen ,undhat gefürchtet ,dasssie bei einemAnschlusseanPeuts
land nochnotleidenderwürde .DieGross- Industriellenhabennurihre
Fabrikengesehen,dieauftschechoslowakischemGebietestehen .DieseHetze
büssenwirheute .( EenerlicherBeifallbei denSozialdemokraten).

WarumredenSieimmersovonjenenZuständenhier ,diegarsosohrdas
Auslandtangieren ,warumredenSieso ,wenndas ,washiervorgehtClemenssau
gar nicht interesssiert ?Dahat ja jede Politik gar keinen Sinn .InWirklich- ¬
keit interessiert denOberstenRat das ,wasin Oesterreichgeschiehtgar
sehrundIhreHetzehat dazugeführt ,dassbei derEntenteeineMeinungent-¬
stehen musste ,dass die Hetzedochvonder Bevölkerungansgehenmüsse .Heute .
ist es Ihnenunangenehm,wennvondiesenDingengeredetwird .DieHerren
derdeutschnationalenParteihabenauchdaranvergessen,dassauchinihrerPartei Kreisewaren ,die imentscheidendenAugenblickegegendenAnschluss
geweseneind .ImProtckollderWirtschaftskommissärein Steisrmarkvom12.
November1918sind die deutschnationalenWortführerSteiermarksgegenden
Amscalussaufgetretenundhabenversucht ,nochauftelsfonischemWagedie
Staatsregierungdavonabzuhalton ,dassamNachmittagdesselbenTagesinder
Nationalversammlungjenes Gesetz beschlossen warden sollte ,wass besagt ,daß
Deutschösterreichein Bestandteil des deutschenReichesist .Damalsalsent - ¬

scheidendgesagtwerdensollte ,dassmandenAnschlusshabenmuss ,waraufd
der einen Seite Sagen ,auf der anderen Seite unmittelbare Metze zuschen .
Wirwerdendie Telegrammenicht vergessen ,die in der bürgerlichenPresse
veröffentlichtwurdenunddie der WienerBevölkerungmitfaustgrossenLet-¬
ternvorgeführtwordensind .Henteist dasUnglückgeschehenundwennman
für den Anschlusseintritt ,do ist das keine Kunzt .Wirhabendurchden
Friedensvertrag wenigstens vorläufig gebundeneHände .

Wenndie christlicheoziale Partensich gegendenVorwurfdeatt ,dasssie
nicht für die Bedeckungder grossen Staatsauslagen und nicht gegen dieFi - ¬
nanzreformsei ,so dseht es sich umdie Frage wie die Finanzreformaus- ¬
schauensoll .Auchdie Fragewiedie Vermögensabgabeausschauensoll ,ist
sehrwichtig .Dawirdmanja in kürzesterZeit Gelegenkhithaben, "zusehen,
wie die christlichsoziale Partei darüber denkt . Wenndie Beschlüsse derver -



scheidenenRauerntagemassgebendseinwerdenfür dasUrteil ,dasdieHerren
überdie Vermögemsabgabeakgegebenhaben ,dannwirddis Vermögensabgabeeine
wertloseInstitutionsein ,dannwirdauchdieFånanzreformnichtzueimer
FundierungdesStaatesundzurSicherungderBeamtengehaltebeitragen.Wenn
die Vermögensabgabedazu benützt werden soll ,umden Schiebern zuhelfen ,

dannwirdder Staat amSchlusseeinenBergvonPapierhaben ,das er nurver-¬
brennemkann .Undwenner es verbrannt hat ,so wird er 500 MillionenKromen
Ziasemersparen ,wasaber bei einen Defizit von . 500Hillionen Kronsmnichts

ansmacht .Dann werden sich auch die öffentlichen Angestellten ihr Urteil .
wilden ,da je auch ihr Dasein zumGrossteile von der Vermögensabgabeabhängt .

Esist auchvomausländischenKreditgesprochenworden ,dergefährdetwird,

e umseremLandenicht RuheundOrdlungherrscheundes ist an unsappelliert
wordenfür RuheundOrdnungzusorgen .Esist schonin diesemSaaledarauf
singewiesenworden,dassgeradesolcheRedensartendieschädlichstenfür
demStaätMimAuslandesind ,da es ein solcher Staat an allerwenigstenver - ¬
trägt ,dass fortwährend Kritik geübt wird .Es ist sehr leicht einesolche

Polisikzumachen.UnddiesePolitikwirdvoneinerParteigemacht,dieselbst
die Wälfteder Regierungbildet .Sia habenrecht ,es mangeltin mancherBe- ¬
zashungamOrdnungundRuheinLande.AberhabenSiedennwirklichgedacht,
dass 5 Jahre Weltkrieg an der Bevölkerung eines Landes wieDeutschösterreich
spurles vorübergehenkönnen ,dass man6 MillionenMenschenaus demgewesenen
Oesterreich herausreissen kann und ihnen den Befehl erteilen ,keinen Augen- ¬

blicklängerzumordenundzuschlachten ,unddassmanihnensagenkanz,
jetzt ist alles ausundes gehtalles wiederweiterwievordem .DerZusammen¬
bruchhat alle Menschenin gleicherWeisegetroffenundandenFolgendes
ökonomischenund moralischen Zumammenbruchesleiden wir heute alle .Diese
Folgenkönnennicht überNachtüberwundenwerden.

Htmandenngeglaubt,dassdasVolknachdiesemKriegeallesbeimalten
lassen wird .Es war selbstverständlich ,dass nach diesem Kriegeeine
grosse politische Umwälzungkommt ,unddiese Umwältungberuhigt sichnicht ,
sogleichwederaufunserKommandonochaufdasKommandoirgendeinesder
Herren der christlichsozialen Partei .Darumwird jemand ,der dieDinge

rulg beurteilt ,nicht Zeter undMordioschreien ,wennwegenirgendeiner
KleinigkeitdasGesetzübertretenwird ,umsoweniger ,wennHerrender
christlichsozialenFartei ,welchegrosseöffentlicheFunktionenhaben ,zu
der Unordnungim Staate mehrbeitragen ,als alle ExplosionenvonSeiten
derArbeiterschaft. .

GR.Hedorfer( Soz- . Dem. ) :BeidenWauernversammlungen.
GR .Danneberg: Es gibt Uebergriffeder Arbeiterräte ,es gibtaber

auchUebergriffederBauernräte.WassollmanaberzudenUebergriffen
der Landesvertretungen sagen .Wassoll man dazu sgane ,wann der Landesrat

einengrossenösterreichischenLandesineineröffentlichenVorsammlung
erklärt ,erpfeiffeaufdenVerfassungsgerichtshof .

GR. Angermayer :( chrv - soz . )Dasmachter den Arbeiterrätennach .
GR .Danneberg :Was 'soll mandazusagen ,wennHerrendieserchristlich -¬

sozialen Landesverwaltungöffentlich Beamtedes Staates inOeberösterreich
mit Strafen bedrohen ,wennsie die Befehleder Staatsverwaltungundnicht

die derLandesverfassungausführen . (LebhafteHört !Hört! - Rufebeiden
Sozialdemokraten ) .Wassoll manzu demTreiben derchristlichsozialen
HerrenimVorarlbergerLandtagesagen (Zwischenrufebei denChristlich¬
sozialen)WenzdieGhristlichsozialenfortgesetzteinerovolutionäreGe-¬
schichtaperiodeunterdemGesichtspunktedesStrafgesetzesbeurteilen,
dannmussich schonsagen ,dassdasVorgehengewisserchristlichsozialer

Landesverwaltungen ,. . zuletztder Beschlussdes VorarlbergerLandtages
dernackteHochverratst .( RufebeidenChristl. -Soz. )UndinTim12)

GR.Schmiz:(chr. -soz. )InTirolhabenRappeldi. . w.fürdenAntrag
gestimmt.

GR .DannebergIchredenichtvomBeschluszdesTirolerLandtages.
DerBeschlussdeeTirolerLandtagesrichtetandieStaatsregierungeinen
Appell ,dereigømtlichetwaszuspätkommt.WeilebenvordiesemAppell
dieStaatsregierungschomihreDeputationnachFarisgeschickthat .
Dasist etwasamdres ,als wasmanimVorarlbergerLandtaggetanhat .
DagegenhabensichdieSozialdemokratenmitallerEntschiedenheitgewendet,
dassein LandeibfachlosgerissenwirdvonDeutschesterreich,einsolches
Vorgehen,wiesstlieseLandesverwaltungenüben ,ist vielleichtmochge-¬

eigneter ,denKradfimAuslandzuerschütternals einsogenannteroder
wirklicher Uebergriff irgend eines Arbeiterrates .Dasmögensich dieHerren

deutlchvorAugenHalten,wennsiefortwährendüberdieArbeiterrätereden.
WennGR.Haidergesagthätte ,wirseienSchulddaran ,dasedieHyänenund
Ausbeuterihr Vermögenin Sicherheitgebrachthaben ,so kannmaneinesol -¬
cheBehauptung,nurin völligerUnkenntnisderFataschenaufstellen .Schuld
daranist ,dasswirein JahrlangaufdenFriedenwartenmüssten ,unddass
schonimNovemberdesvorigenJahresindenerstenWochenesUmsturzey,
als vonder Vermögensabgabedie Redewar ,die VertreterderSukkzessions-¬
staaten erklärt haben ,die Vermögensabgabedürfe nur gemachtwerden ,bisder
Friedensvertragdasei unddie FragederStaatsbürgerschaftgeklärtist .

DieVorlage ,diwwir heutebehandelnundderenErgänzungdasBesol-¬
dungsübergangin der Nationalversammlungist ,ist nureine Seite derFrage .
Die öffentlichen Angestellten werdennur dann von den Gehaltserhöhungenhaben ,
wennderStaateinanderesMittelbekommt,seinDefizitzudecken,alsdie
VermehrungdesBanknotenumlaufes.Wirwerdensehen ,obwirbeiallenMass-¬
nahmen ,die da in die Wegezu leiten sind ,die volle Unterstützurgunddas
volle Verständnis bei den Christlichsozialen finde werden .

Wirhabemursprünglichgedacht ,dassderFinanzausschussmorgenbereits
die VorlageüberdasBesoldungsübergangsgesetzder Nationalversammlungvor-¬
legen könnte ,ee habensich aber jetzt alle möglichenAngestellten -Organisa-¬
tionenmitRekrimimationengegenüberder - Vorlagegemeldet ,infolfedessen
hat der Finanzausschussbeschlossen ,in die Beratungder Vorlage nichtsofort
einzugehen ,allerdingsauchmichtdaszutun ,wasin einerPetitionverlangt
wurde ,nämlich ,die Beratungder Vorlagegleichauf einigeTagehinauszu
vertagen .Es iet merkwürdig ,dass auf der einen Seitemit demStreikgedroht

wird,wenndieVorlagenichtgemachtwird,unddassvonderanderenSite
wieder ,wennsie schonda ist ,ein Aufschubverlangtwird .DerFinanzausschus
hat ein Komites ,as aus allen Farteien zusammengesetztist ,bestimmt ,sich
mitdiesenneuemVorschlägenzu befassen ,under wirddeshalberstmorgen
vormittagin der Lagesein ,sich mitder Vorlage ,welcheheutevielleicht
nochgeändertwirdzubefassen - .Darmmist es übernotwendig,ineinem
Beschlussantragauszusrechen ,wasgeschicht ,wennetwain derNationalversamm
lng Abänderungen des Gesetzes erfolgen sollten ,welde die GemeindeWien

unddasVerhältnisihrerAngesteltenberühren.DieserBeschlussantragwürde
lauten :

DieBeschlüssedesGemeinderateswerdenunterderVoraussetzungge-¬
fasst ,dassdasBesoldungsübergangsgesetzin derarlamstarischenBeratung
keineAbänderungerfährt ,welchedie Fassungder BestimmungendieserBe .

schlüssebeeinflussen .FürdiesenFall behältsich der GemeinderatdieAb-¬
änderungderBestimmungvor .

DieserAntragschädigtinkeinerWeisedieInteressenderAngestellten,
weilja alles für die Auszahlungder Beträge ,welchevorWeihnachtenerfol -¬
gen soll ,dennochvorgekehrt werdenmussund vorgekehrt werdenwird .

GR .Erntner ( Deutschnational )gibt seiner GenugtuungAusdruckdass
diesmalnicht wiefrüher imnernur für Arbeiterkategoriensondernfürdie
Beamtenstwasgeschehe .DerFinanzreferenthabeerklärt ,dassfrüherkeinGeld
vorkandengewesensei .DieUrsache,dasssichdasBlattgewendethabe ,liege
abervielmehrdarin ,dassdie AngestelltenzurTatgeschrittensindundmitden

Streik gedrohthaben .Deshalbhabemansich dafür entschlossendenBeamtenauch
daszugebenwaeihnenschonlanggebührthätte .MitdieserReformwerdealler-¬
dingsmichtvielgemachtgdennin kürzesterZeitwerdenachderErhöhungder
Gekalte ,wiedereineTeuerungeintreten .Helfen .könnenurderAnschlussan
Deutschland .GegemüberDr .Dannebergsagt Redner ,dassdieDeutschantionalen
stets für denAnschlussan Deutschlandgewesenseien unddieserAnschluss
hätte erfolgen können ,wennnicht Dr .Bauermit seinen Unterhändlernnach
St .Germaingegangenwäre ,sondernVertraterDeutschlands,die fürbeide
StaatendieUnterhandlungengeführthätten .RednerbegrüsstdieVorlage ,da
endlicheinmalauchfür die Beamtenetwasgescheheunderklärt dafürzustim-¬

men .
GR .Speiser( Soz. Dem. )kommtin seinemSchlussworteaufdieAusführungen

der einzelnenRednerin der Debattezu sprechenundbetont ,dass vondiesen
die Vorlageimgrossenundganzengebilligt wurde .WennvonderTätigkeit
derZwischenamtlichenStelle als einernichtfruchtbringendengesprochenwurde,
so müsse er darauf hinweisen ,dass die Arteiten dieser Stelle ja in denAn- ¬

fängemliegen ,sie daher nicht in jeder Beziehungklaglos geführt werdenkön- ¬
nem .DasZusammenarbeitender ZwischenamtlichenStelle mit der Industriekom- ¬
missionwirdaberdemvonallengewünschtenAusgleichin derBezahlung
allerarbeitendenMenschenherbeiführen.AmSchlussedanktderReferent
demStaatskanzlerDr .EennerunddemStaatssekreäärfürFinanzenDr .Reisch
fürihrEntgegenkommenundihreMitarbeit,sowieallen ,dieanderVor-¬
lage mitgearbeitet haben ,im Namender Bediensteten der GemeindeWien .
GR.Kunschsk(chr. -soz. )erklärtin einertatsächlichenBerichtigunggegen-¬

über den Ausführungen des Gemeinderates Danneberg ,dass die Beamten die Vor - ¬

lagederStaatsregierungals Augenauswischereibezeichnethaben ,weilsienur
dieGrundgehalteundnichtauchdieVorrückungsverhältnisseregele .Weiters
berichtigtderRedner ,dassin denKommissionenzurBeratungderVorlageden
Ghristlichsozialennicht der entsprechendeEinflusseingeräumtwordensei -End
lich erklärt er ,nicht die Christlichsozialen hätten den AnschlussanDeutsch - :

landherhindert,wemdernderMeiedevoyWersailles,dervordemFriedenvon
St. Germaingeschlossenwurde.

Bei der vonVize- BürgermeisterEmmerlinghierauf eingeldtetenAhstim-¬
mungwerdemdieAbönderungsanträgeabgelehntunddieReferentenanträgemit
demZusatzantragedesGR.Dannebergeinstimmigangenommen.ruft :

GR.Kunschak(chr. -soz. )SoobjektivsindnurdieChristlichsozialen.
HieraufwerdendieZusatzanträgeHaiderundVaugoingenügendunterstützt

undgehenamdenStadtrat .



Vize-Bgm.WinterberichtetüberdieOrganisaierungder
SchweizerKinderzügeunddie DurchführungderAktion
WienerKindernachSüdtirol "undbeantragtdieBewilligung

derhiefürnotwenldigenKosten-DerReferentführtdabedaus:
Ich kann die Angelegenheit nicht vorübergehen Lassen ,ohne

unseren SchweizerFreundenöffentlich von derGemeinderats -¬
TribüneauewiedereinmalDankzusagen ,für ihr wirklichmen
schenfreundliches Wirken zugunsten unserer Kinder ,Mitdem
letzten Zuge ist ein Vertreter der christlichen Ostschweizund

2 VertreterdersozialdemokratischenOstschweiznachWienge¬
kommen,alle drei in der einmütigenAbsicht ,denWienerKindern
Trost zu bringen .Zwei Weihnaehtszüge mit Wiener Kindern nach

der Schweizwerdenin dennächstenTagenwienverlassen .InWien
selbst habenja die wenigteneMenscheneinen Begriff vonder
ungehearlichenNot ,die unsalle bedrohtumsoheissermuss
unser Dank sein ,demn wir dem Auslande zollen .Seit Einleitung

derWinteraktionimStadtratesindbisEndedesheurigenK
Jahrss11854KinderinsAuslandgebrachtworden.DenLöwenanteil
davonhat wiederdie Schweiz .Aberauchin allen anderenLänern

GR .Dr .Schwarz - Hiller( Demokrat )gibt seinemBefremden
darüber Ausdruek ,dass nicht auch unsere eigenenStaatsbürger ,
vondenensicherlich auchviele in der Lagewären ,WienerKinder
aufzunehmen ,sich in den Dienst der Sachestellen .

DieBeratungenüberdieses Referatwerdensodannunterbro-¬
chen und es erstattet nur noch GR .Hackl ein dringendes Referat
wegenAuflösungdesmitder GödingerZuckerfabrik. G.bestehend
Vicheinstellungsvertrages ,das ohneDebattegenehmigtwird ,

Dieöffentliche Sitzungwirdsodanngeschlossen.

sind neue Zügebersits angemeldet .In ganz Ober - Italienhaben
sich die SozialdemokratischenGemindeverwaltungenunterFührung
Englandszusammengetan ,umdenWienerKindernohneUnterschied
der Partei beizuspringen .Nunschliesst sich auchTriestan ,
undin Deutschlandhat soebeneine ungeheuereBewegungeinge¬
setzt .ÄnderesehickenausserdemLebensmittelfür Kinderund
Elternherein ,unddamarschiertSehwedenanderSpitze ,das

seineAktionzur SendungvonBrotgetreideinszeniert .NachAb-¬
schluss derselbenwird auf jede der 500 . 000notleidendenFamilien
in Deutschösterreichein Anteil von5 Kilo Brotgetreideentfallen
So können wir annehmen ,dass uns all dies über di grösste Gefahr

hinüberbringen ,die Gefahr ,dass 100 . 000Kinder verhungernoder
durch die Hungererscheinungenschweren Schadenleiden .
Auchin Amerikaund England haben sieh Komiteesgebildet ,

die der Notder WienerKindermitgelslicherHilfesteuernwollen.
AusAmerikasind auchbereite namhafteGeldbeträgeeingelangt
Allendiesen ,diesichumdieWienerKinderannehmen,mußder
DankdesGemeinderatesausgesprochenwerden.
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